
eine Selbstversicherung ist überhaupt nicht mehr möglich wWw1e nach rühe-
TE echt ıst übrigens NUur noch ın seltenen Fallen möglich (RVO nF.
L} 1233 und 1-VN'! Art ML 4 ; AV!  ( nF. un N-VN' ATı S  S

Die urchführung der Nachversicherung
Die A ıt und W eise, wıe die Nachversi  erung durchzuführen ıst, wird
geregelt durch RV'!  ® nFr CD  CD 1402 ADs Dıe Ordensgenossenschaft hat die
Nachversicherungsbeitraäage nıcht das ausscheidende rdensmıt-
glied, sondern unmittelbar den 17r8@ger der Rentenversiche-
rung (LVA oder BIA) entrichten Hierbel ist ıne Bescheinigung UuUS2ZU-

tellen, 1n der Beginn un Ende der nachversicherungspifilichtigen Zeit(en) un!
die ohe der erhaltenen eld- un: Sachbezuge einzutragen ind. Nach dem
oben esagten 3b) ist als Wert der Sachbezüge der amtliche Pauschal-
satz für freie Station eın kleiner Betrag {Ur sonstige Lebensbedürinisse
anzusetzen. In der Beschein1gung mussen diıe einzelnen ntgelte nach den
einzelnen Kalenderjahren aufgeteilt werden, amı die NEeUC Rentenformel
benutzt werden kann. (Verhältnis des Individuallohnes e1ines Jahres ZUIN

Durchschnittslohn er Versi  ertien fur das betreffende T
ESs sel darauf hingewiesen, daß die Nachversicherung Z füh
ist, WenNnn dies VO')  e} dem ausscheidenden Ordensmitglied oder der rdensge-
nossenschaft innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden be-
antragt W1rd. Nach Koch/Hartmanna.a.Q. VS. 122 kann auf das Antrags-
recht ht L1g wirksam verzichtet werden, selbst WenNnn der Verzicht
Grundlage einer anderweitigen Versorgungsabrede ist Eine andere uffas-
SUNg hat die Arbeitsgemeinschaft ın ihrem Rundschreiben NT. 197 VO

Maı 1957 vertreien, derzufolge die Möglichkeit bestehe, daß die Gemein-
mit dem ausscheidenden itglie iıne Vereinbarung TE nach der

sowohl die Gemeinschaft als auch das ausscheidende Mitglied die ntrag-
stellung unterläßt. Mir erscheint diese eiztere nsicht nicht glaubwürdig,
weil amı der VO Gesetzgeber beabsichtigte weck der Nachversicherung
(Versorgung fur die Zukunf{t) vereitelt würde, un VOTI em auch 1mM Hın-
blick auf die oben erwähnte Bestimmung, daß die Nachversicherungsbeiträge
VvVon der Genossenschaft unmittelbar den Rentenversicherungsträger
entrichten ind.
Aus meinen Ausführungen werden S1ie ersehen aben, daß die Renten-
gesetze, selbst wenn INall 1U eın Teilgebiet hierausnımmt, wıe WIT das ge
aben, viel Fragen aufwerifen, daß s1e nicht VO  - euntie auf INOIGEN gelöst
werden können, VOI em nicht VO:  - einem einzelnen. Es bedartif gemelin-
S 6>  E Il N, amı die TOoOoDleme der Nachversicherung für
Ordensangehörige geklärt und gemgistert werden können.

Z einer Publikation über Klosterbesteuerung
Maicer, elmut TNsST, Grundlagen un:! TOoODleme der Klosterbesteuerung
nach geltendem deutschem Steuerrec! (Nürnberger Abhandlungen den
Wiırtschalts- un! Sozialwissenschaften Hefit 11) Berlin, Duncker Humblot,
1959 214 TOS 22,60.
Niemand wird leugnen, daß sich der Verft. iın cder Behandlung der Kloster-
besteuerung eın für die klösterlichen erbande a u E E gewählt



hat. Das Ihema wird ın fünf apiteln ausgeführt. In WenNn1g befriedigender
Weise befaßt sich das Kapitel mit den Verfassungen und Rechtsfiormen
der Ordensgemeinschaften Das waplitel behandelt die TUNd-
satze und allgemeinen Normen der Klosterbesteuerung unier besonderer
Darlegung des steuerlichen Gemeinnutzigkeitsrechtes Im Ka-
pite werden die Besteuerungsvorschriften füur Klöster ın den einzelnen
Steuergesetzen dargelegt: Örperschaftssteuer, Gewerbesteuer, Umsatz-
steuer, Vermögenssteuer, Lastenausgleichsabgaben, Erbschaftssteuer, Tund-
steuer, Gesellschaftssteuer (5.82—106). Das Kapitel befaßt sich mıit den
steuerrechtl;ı  en Besonderheiten jener Klöster, die Körperschaften des
Ööffentlichen sind 107—143). Anhangweise ist e1in Kapitel der
Ges: UnNn! den Theorien der Klosterbesteuerung gewidmet 144—154).
Fuüur den Praktiker durchaus dienlich sind Gesetzes- un Verordnungstexte iın
uszugen SOWI1e Leıitsatze aQuUsSs der finanzgerichtlichen Rechtssprechung eige-
geben 55—203), die allerdings eiwas Nnapp geraten s1nd.
Wenn WIT vorwiegend VO ordensrechtlichen tandpunkt aQus z
dieser Studie kritisch ellung nehmen, dann mussen WITL bereits deren ıte.
als anspruchsvoll bezeichnen. Man kann namlich die Grundlagen der
Klosterbesteuerung un die daraus wachsenden TODleme UTr dann richtig
auizeigen, WenNnn 199158  - mındestens ebensosehr, wıe mıit der Auslegung heu-
iger Steuergesetze und der Darlegung fiskalischer Auffassungen, auch miıt
der irchenrechtlichen Wir.  eit des Ordenswesens vertraut ist. Dies
ber 1aßt der Verfasser vermi1ssen.
Wir lehnen die Ergebnisse dieser rbeit eqg iıhrer fal-
schen Grundkonzeption ab Grundkonzeption kann NUuI SeiInN: cdıe
1V ist bei der Gestaltung ihrer Rechtsverhältnisse ın der Bundesrepublik
autonom (Bonner Grundgesetz Art. 140, W eimarer Verfassung Dr 137
Abs 1l rtei des Bundesgerichtshofes Dezember 1956, 1n:! Zeitschrii{ft fUÜr
Evangelisches Kirchenrech S, 1956, 427 Also Ssind auch die Rechtsverhält-
NIiSse der klösterlichen erbande und ihrer Mitglieder, wI1e Ss1e VO.  Z der
1r normiert sind, für den aa irgendwie relevan Die Steuergesetz-
gebung der Bundesrepublik verfügt leider nicht über die Kategorien, in
we die klösterlichen Verhältnisse 1n ihrer Sonderart eingereiht werden
können. Dieser Mangel hat se1ine l1eie Wurzel bereits außerhalb der Steuer-
gesetzgebung im bürgerli  en Recht, die kanonische Rechtspersönlichkeit
des klösterlichen erbandes un! seiner Teileinheiten VO aa vielfach
nicht anerkannt ist und die Klöster verschiedenartigen Konstruktionen g-
ZWUNOenNn werden, amı s1e den Charakter VO.:  - Rechtspersönlichkeiten 1
aa erlangen. Diese unzulängliche Sıtuation 1mMm bürgerl_  en un: 1 Steuer-
recht schalift das eigentliche Problem der Klosterbesteuerung. Wo dieses
Problem nicht angegangen wird, iınd ınile un Druckerschwärze vergeudet.
Der Irtum M.s kündigt sich bereits Beginn seiner Studie 4),

den atholischen Ostiern auch evangelische klosterähnliche Lebens-
formen gleichstellt und €l verkennt, VO  - welcher Beachtlichkeit auch
für das Steuerrec eın mußDte, daß cdıe katholische Ordensperson persön-
lıch niemals Einkünfte hat und in gewissen Fällen O03a eigentumsunfähig
ist. Zur Vollendung ist dieser Irtum geführt mıit den zusammenfassenden
Worten M.s 153) „FÜür die Klosterbesteuerung ollten 1 wesentlichen
die nämlichen Grundsätze gelten, wıie s1e für die Besteuerung VOon ÖTper-



chalten un: Personenvereinigungen vergleichbarer Art maßgeben! S1iNnd.
Richtschnur selen echtsiorm un wirtschaftli  er Tatbestand, ber nicht die
kanonischen der ordensrechtlichen Verhältnisse Daß dıe geistlichen en
un! Klöster überhaupt ıne kirchenrechtliche Verfassung besitzen, sollte Iür
die steuerlıche Beurteilung gänzlich außer Betracht bleiben.”

Das ıst A wa WIrLr estreıten
Das Steuersubjekt muß ın seiıner wahren Gestalt erfaßt werden, soll die
Steuergerechtigkeit erfullt werden. Dijie wahre Gestalt der klösterlichen
erbande ıst NU)  - einmal primär VO Kirchenrech vorgezeichnet. Dies VOI-
kennen oOder als nicht vorhanden etrachten wollen, 1st SsachwI1drIig. Wiır
halten auch {Ur konkordatswidrI1g. Denn wWenn das Reichskonkordat In
Art. Abs erklärt, en un religiöse Genossenschaften würden IM der
Ordnung ihrer Angelegenheiten keiner besonderen Beschränkung”
unterliegen, dann muß ben festgestellt werden, daß sS1e tatsächlich sechr
schwerwiegenden eschränkungen unterliegen, insofern sS1e 1 staatlichen
Bereich überhaupt nıcht als das Ngurleren können, Wa sS1e tatsächlıch S1Nd.
Der UiIOTr ist seine Studie unier einem völlig verengten Blick-
winkel herangegangen. Er chreibt 62) „Die meısten Klöster ın Deutsch-
land wıdmen sich nıcht allein kirchlichen, religiösen un anderen geme1n-
nützigen Zwecken 1.W.5., sondern unierhalien auch Wirtscha{ftsbetriebe So
eiwas kann INan bel chkenntnis einfach nıcht schreiben. Wenn ın
Deutschland gegenwärt1ig 9000 Klöster 1 kirchenrechtlichen Sinne g1Dt,

unterhalten mıiıt Sicherheit noch nıcht einmal Prozent davon Wirt-
schaftsbetriebe hat „mehrjahrige Berufserfahrungen” in eıner
(1 mıiıt umfänglicher Wirtschaftstätigkeit ECWONNECN; VO:  - hier dus ber
iut sich ıcht hne weıteres der Blick fur den Regelfall auf. Es kann e1n-
geräumt werden, daß IUr diese wirtschaiftlichen Geschäftsbetriebe, deren Exi-
sienz nıcht zwingend der l1genar des betreffenden klösterlichen erbandes
entspringt, steuerrechtlich die abstiabe anzulegen sind, denen INd  } S1CN QUuUS-

SEe{Izt, wenn INd.  — die inge dieser Welt IuL. TOobleme der Klosterbesteuerung
aber mussen doch zuerst 1 Regelfali gesehen werden, ın jenem Fall nam-
lich, den einiach ausklammern wIill, indem erklärt „Für die
Steuer kommen DUr solche Kloster un Ordensverbände in Betracht, die Sıch
über den hauswirtschaftlichen Bereich hinaus überhaupt ökonomisch De-
tatıgen
In diesem Regelfall bereıts muUussen steuerrechtlich folgende atisachen wich-
U1g Se1IN:

Der wec des Ordensstandes un amı auch der weck seiner
jeweiligen Verwirklichung ist eın ausgesprochen kirchlicher WwWeCc. Dieser
weck ist etiwas Vorgegebenes un eıit ahrhunderten ekanntes o0€  er
hat aher, wıe 5 f sehr gut erl  el, qJanz recht, wenNnll Sagl, die
Anpassung altehrwürdiger Satzungen den dauernd ın Wandel befind-
en „Steuerzeitgeist” se1l unzumutbar. uszugehen ist V allgemeinen
Ordensrecht und dem ye besonderen Verbandsrecht der Kloster el muß
beachtet werden, daß Ordenssatzungen immer füur Ordensmitglieder, als
Aussage nach innen, keineswegs als Dokumentatıon nach außen, verfaßt
worden ind. er omm ©: daß die Selbstheiligungsaufgabe immer als
Primärzweck ın den Vordergrund gestellt ist. amı aber ist doch n]ıemals
vernennt, daß, diesen Individualzweck überragend, der Sozialzweck des



Ordensstandes In ]Jedem Kloster und ın jeder Ordensperson sıch verwirk-
lıcht Der Ordensstand hat 1Ne die Aufgabe des Ordensindividuums {ranszen-
ıerende Bestimmung Sein Sozlalzweck ist, jene besondere e1le der kirch-
ıchen Heilsaufgabe darzustellen und vollziehen, welche das Apostolat ın
seinen mannıgfachen Ausprägungen ist Dieses Apostolat kann Mildtätigkeit
oder irgendwelche emeınnützigkeit (1m Sinne der Förderung der Allgemeıin-
el ZU. Gegenstand en, iıst ber immer ausschließlich un: unmıttielbar
Erfüllung eines irchlichen Zweckes
Diese grundsätzliche Gegebenheit MU. Ausgangspunkt eın für die Aus-
ührungen ZUI nwendung des steuerlıchen Gemeinnützigkeitsrechts 45
{f.) Erst zusätzlich ware dann kären, wıe weiıt einzelne wırtschaftiliche Be-
trıebe VO.  - Osiern 1 Dienste der erwähnten Zweckbestimmung stehen

Die rdensperson hat nıemals persönlic ınkünfte, gleichviel
ob s1e innerhalb iıhrer Gemeinschaft ätig ist der 1 Auftrag ihres ern
einen Außenposten versijieht. lle Einkünifte fließen dem Verband fec 580
U“  U“ 2' 594 Z Man kann deshalb die sogenannte Familientheorie nıcht einfach
ablehnen 149—153), weil sS1e VO. nationalsozialistischen Klosterbesteue-
rungsexXperten Talz 1N gewl. nıcht klosterfreundlichem Sinne aufgestellt
wurde. Man muß s1e gut urchdenken und kann n]ıemals in brede tellen,
daß s1ie den Ordensrechtlichen Gegebenheiten ehesten gerecht wird (vgl
dazu rdenskorrespondenz 1| 1960, A, In dieser Auffassung erschüt-
tert uUNs auch nıcht das Urteil des Bundesfinanzhofs VO Februar 1951,
welches ausdrücklich die 1mM Urteil des Reichsfinanzhofs VO: ezember
1940 vertretene Familientheorie zurückweigst. Man gerade WK  =) einem
Steuerrechtler wıe M., der den „wahren Kern  4 der Famıilientheorie Zugibt, 1n
der Auseinandersetzung amı ber indiskutable Überlegungen ansie

150 0N erwartet, daß der Widersprüchlichkeit der beiden Urteile
des Bundesfinanzhofs VO Februar 1951 und VO März 1953 ellung
nımmt.

Die Rechtséersönlichkeit der Klöster, kirchénred1tlich für Klo-
ster, Provinz und Verband gegeben, ist 1m etzten etwas nach Bestand un!
Zielsetzung Einheitliches Nun hat die Nichtanerkennung der irchlichen
Rechtspersönlichkeit 1m aa jener Verschiedenheit geführt, daß Klöster
UÜSW. als gänzlich verschiedene Rechtspersönlichkeiten 1 staatlichen Be-
reich existileren, angefangen VO  — den en ohne Rechtsfähigkeit bis Zu
den Körperschaften des Offentli  en Von hier Nnimmt die Steuerun-
gerechtigkeit ihren Ausgang, daß, w1e richtig bemerkt S, 40), 1ın den
verschiedenen eutischen Landern die Besteuerung „LTOTZ des wirtschaftlich
ONIOorTrMeEN Tatbestandes jeweils anderen Resultaten  Ia gelangt. Hier liegt
aber doch eın ehr wesentliches Problem, das Ma  3 nicht and un
kann. Leider ist überwlegen beim Faktischen verblieben un! dem
Grundsätzlichen ausgewichen; dıe Behandlung der eigentlı  en Kloster-
besteuerungsproblematik ist ausgefallen.

Klöster un! klösterliche Verbände sind S 6, manchmal
auch Wirtschaftsgebilde, eigener AT S5S1e nach dem chema VO  - Wirt-
schaftsgebilden weltlicher Körperschaften etrachten un: steuerrechtlic.

behandeln, z. B klösterliche Wirtschaftsbetriebe analog den wirtschaft-
en Unternehmungen der Kommunen etrachten, ist WäarTr amtsüblich,
aber icht sachgerecht. Wenn iıne Problematik aufzugreifen ist, dann die-



jenıge ob möÖöglich ıst, der besonderen aiur des klösterlıchen ts-
gebl  es auch steuerrechtlich Rechnung tragen. 1äßt diıe Sicht auf diese
Problematik vermissen, worüber INa  - hinweg sehen wurde, wenn se1ne
Studie er eilte e, iwa AT Praxıs der eutigen Kloster-
besteuerung.
Die Ausklammerung der ordensrechtlichen Gegebenheiten 1 Steuerrecht
halten WIT Iso TÜr den Grundiırrtum des Verfassers.
en dem Grundirrtum Maıilers Siınd dıe 1m einzelnen festzustellen-
den Mängel WAaäar nicht gewichtig, mMmuUussen ber registriert werden un! dies

mehr, als seine Studie offensıchtlich einer euischen akademischen
Anstalt Z Graduierung vorgelegen ist Anm. ber die ahl
der weiblichen Ordensangehörigen ın Deutschland waren auf TUn des
iırchlichen ahnrbuchs (1952—1956) 337—344 csehr wohl Zahlenangaben
machen YJeWESECN. „Regel“ und „Konstitutionen“ sSind nicht SYNO-
1YINE Begriffe, wıe meınen scheint Nntigegen können
klösterliche atzungen ıne offizielle 1[I‘ Anerkennung auch durch
Approbation VO:  } se1ten des Bischof{s en (vgl Cal 49° 2)
Den gemeinschaftlich ebenden Gesellschafiten hne amtlıche Gelübde (eC.
673—681), ın Deutschland verireten durch die Pallottiner und Oratorianer,
ıst überhaupt keine uimerksamkeit geschenkt. Es wird ın 1derTr-
spruch 569 y un 581 der unrichtige Eindruck erweckt, als ob den
Ordensmitgliedern cdie Übertragung des Eigentumsrechts bzw. des Nieß-
brauchs ihr Kloster abgefordert sel (s uch 101) Unıversitats-
professor Dr. Philipp Ho{fmeister ist kein Ab:t:;: kann weder Butler noch
die Studie VO:  w} Hofmeister, Die Verfassung der Benediktiner-Kongrega-
tiıonen, 1nN:! Studien un!: Mitteilungen ZUTLXC Ges des Benediktinerordens
6 2 1955, DF aufmerksam gelesen aDen; Wäas 11 übrigen Ho{fmeister
ezügli der Verfassungsformen der Benediktiner-Kongregationen geschrie-
ben hat, ist richtig und kann nıcht bestritten werden; ıne emna ©1-
scheinende wissenschaiftliche Studie seınes Ordensmitbruders iıktor Dam-
mertz wird näherhın aufzeigen, Was der Kongregationsbildung Del den Be-
nediktinern einheitlicher Idee zugrundeliegt und VO  - verschiedenartiger
Gestaltungskraft Wa  H Daß das Priorat eines mönchisch verfifaßten
rdens meıst ohne 1r Rechtsfähigkeit, abhängig VO  » der €el, ware,
kann nicht gesagt werden:; muß vielmehr unterschieden werden zwischen
selbständigen un unselbständigen Prioraten. A MU. beachten,
daß dem aps nach Can 1518 eın oberstes Verfügungsrecht über jedwedes
klösterli ermoögen zusteht. Daß nichtexemte Klöster VOI ihrem
Ortsordinarius Rechenschait über ihre Vermögensverwaltun ablegen muüß-
ten, trifft für die Verbände des päpstlichen nicht (vgl. 533 618
S&  s 1 ? die übrıgens ın Deutschland sehr zahlreich ind (vgl. Wegweiser
durch das kath Deutschland, Urzburg 1958, 783—89, 99—105). Was

über das bischöfliche Besteuerungsrecht sagl, gilt hinsichtlich der Semi-
narabgabe (can. mıiıt Einschränkung, hinsichtlich der Domabgabe (can

198088 mıiıt noch größerer Einschränkung (Abgabepflicht der D  e, nicht
des Klosters) un ist hinsichtlich der Notabgabe (can. überhaupt -
richtig Daß der Rechtszustand zwischen 1' und aa Qus der
Weimarer eit bıs eute fortbestehe, tellen WITC iın brede unter erwels
auf Eichmann-Mörsdortf 1’68—70; rich Scheuner ın Zeitschri{ft fuüur Evange-
liısches Kirchenrecht 953/54 357; Konrad Hesse, Der echtsschutz durch
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staatliche Gerichte 1 iırchlichen Bereich, Göttingen 1956, 69— 72
Daß die Verwaltung des Kirchenvermögens gemä dem Kanonischen echt

den „ves mixtae“ gehöre, ist gemä Can 1495 alsch Über
das Selbstbestimmungsrecht der 1T „innerhal der rTranken des fur alle
geltenden esetzes“ muß InNnd:  - sich seıit dem Urteil des Bundesgerichtshofes
VO Dezember 1956 (S en einige ı1efere edanken machen, als das
tuLl. Die Zweifel, welche hinsichtlich des preußischen morti!-
satıonsgesetze hat (auch 34), sind bei Wenner, irchenvorstandsrecht,
aderborn 1954, 153 gelöst. Das preußische Kirchenvermögens-
verwaltungsgesetz VO. Juli 1924 beschränkt sich keineswegs auf die
Ordnung der Staatsaufsicht über die Verwaltung des Diözesanvermögens;
darüber ist dort wohl ın die Rede, aber behandelt 1ne viel welter-
gehende Staatsauifsicht. Was ın Bayern VO  n} der Staatsaui{fsicht über das Tts-
kirchenstiftungsvermögen übriggeblieben ist, muß aus dem ayer. Stif-
tungsgesetz VO. November 1954 Art. noch nachtragen. este-
en Unklarheiten hinsichtlich der Fortgeltung des Preußischen Konkordats
können bei Wenner a.a.0Ö behoben werden. 28— 36 Unsere
bwei  enden Auffassungen gegenüber hinsichtlich der Körperschaft des
Offentli  en S, welche Kloöster un! Ordensverbände mehrfach sind, kön-
N  - ın diesem Zusammenhang nicht naher dargelegt werden; das anonistische
NSUiV der Universitä Muüunchen 1äßt ın einer kommenden Studie VO.  »
arl Siepen SSR diese Diskussion näherhin aufgreifen (vgl. auch Trdens-
korrespondenz 1960 20—
Nur eın kanonistischer Fremdling kann alize wıe dıe folgenden schreiben
„Der CC ın selner eutigen gültigen Form ist 1918 durch Neugliederung der
en irchlichen Gesetzessammlung, des Corpus iuris Canonici, und durch
dessen teilweise Reformierung gefaßt worden“ [.); das rvileg der
Xemption leitet sich kirchenrechtlich VO Can. her“” ZU); „Die
Ordensregeln ind nach ihrer Idee und ihrer Konzeption verschieden-
artig, als daß man s1e alle über einen amm scheren könnte. 551e lassen sich
wohl auf den gemeinsamen Nenner der konfessionellen Grundlage und des
TrTeDens nach der perfectio evangelica zurückführen ber die ökono-
mische Struktur der klösterlichen erbande un die Art un! Weise ihrer
wirtschaiftlichen Betätigung ind oft geradezu konträar 150); „Es ist rich-
tig, daß für die Person des Ordensangehörigen das Gelübde der IMU 1m
Sinne des Kirchenrechts Vermögens-, Testier- un:! Erwerbsunfähigkeit nach
sich zieht“ 151) (was für den größeren eil der Ordensleute keineswegs
gesagt werden ann wird eın nirgends existierender Call. 1529 d
zıitiert. Der unzutreffende Gebrauch des Wortes „monastıch” sia „kKlöster-
lich“ wiederholt auf A Z 3 43 4 Y 51, J9) Vom Lehrbuch des Kir-
enre VO:  - ichmann-Mörsdor ware dem Verfasser bereits die Auf-
lage ZUr Verfügung estanden; ıtiert immer die Auflage (und wijel

Anm In 14, 207) Ho{ifmeister wird als Verfasser der „Stu-
dien un Mitteilungen ZUI es des Benediktinerordens zıtiert (5.16,
207), während eınen bestimmten Artikel dieses Verfassers QUSs der 1NZW1-
schen auf an angewachsenen Zeitschrift erwähnen will Eın Blick ın
das Literaturverzeichnis (S 207 ze1lgt, daß die vorhandene Literatur ZUTX

Rechtspersönlichkeit der en un! klösterlichen Genossenschaften nach ka-
nonischem UunNn! eutscnhem echt nicht ausges  Ööpf worden iıst (S Deutsche
Landesre{ferate ZU. 1IL. Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung in



London 1950 Mehr Kontakt ZUI wissenschaftl;i  en OrSChung
auch einige NEUECTIEC, noch ungedruckte Universitäts-Dissertationen
(z Unglaub, Siepen) herangeführt, Was se1ıner Studie ehr dienlich
GeEWESCNHN ware. Warum fehlen 196 die für die Klosterbesteuerung wichtigen
Urteile BFH Dezember 1951 und Marz
Zusammen{fassend ist ygen wWIr können dıese ublı  atı]ıon

ht Nn, weil sS1e die Grundsatziragen der klösterlichen Besteue-
TUNg nıcht aufgegriffen hat, weil ihr die kirchen- un Oordensrechtl:i Fun-
dierung mangelt und schließlich weil erfahrungsgemäß die Existenz einer
solchen Pu  ıkatıon stagnierend und erschwerend auf die notwendige w1ssen-
schaftliche Diskussion eiINWIFL. 1m übrigen die klösterlichen Vermögens-
verwalter für ihre Auseinandersetzung mit den Steuerbehörden davon YJE-
Oördert werden, wird sich zeigen.
ünchen Prof. DrT. Audomar Scheuermann

Rechtsprechung
DIE VOR DER SAKULARISATION LANDE RWORBENE
RECHTSPERSONLICHKEIT ‚:TAATLICHEN BEREICH DAUERT FORT:
INE DERARTIGE ORDENSGENOSSENSCHAF IST ALS KÖRPERSCHAFT
DES OFFENTLICHEN RECHTS BETITRACHTEN

Geschäftsnummer:
Beschluß des Landgerichts Berlin, 84, Zivilkammer, Februar 1955

232/54
Grundbuch Dahlem .2

Beschluss
In der Grundbuchsache

betr. die ın Berlin-Dahlem, Bachstelzenweg 20, z2 Z r 2 f 2 2 und an
den Straßen 62—064 gelegenen, 1mM TUNCDU: des Amtsgerichtes Zehlen-
dorf VO  » Berlin-Dahlem Band 053 un! and 712 verzeich-
neten Grundstücke,

eingetragener E1ıgentümer:
r. William Charles (vormals ilhelm aTr. egendanz, London

ntragstellerin und Beschwerdeführerin
Kongregation der chwestern VO.  » der Heiligen Katharina Provinzlal-
Muwtterhaus Berlin Berlin-Wilmersdorf, Paretzer Straße 11—12,
Verfahrensbevollmächtigter: Ofiar Dr Justus Kahlert, erlıin-Wiılmers-
dorf, aretizer Straße gl

hat die ivilkammer des Landgerichts Berlin 1n Berlin-Spandau, Askanier-
INg 77/178 auf die eschwerde der Antragstellerin VO Juni 1954
die erfügung des Amtsgerichtes Zehlendorf VO.: März 1954 ın der Sit-
ZUNY VO. Februar 1955 eschlossen
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